
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 21., 23. und 24. Mai 2020 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Not-
falldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 21. Mai 2020 unter Telefon 
08324/2398 und für den 23. und 24. Mai 2020 unter Telefon 08322/6009994. 
Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 18.00 bis 19.00 Uhr. 
Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in der Kemptener Aus-
gabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst 
der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach:
am 21. Mai 2020: Allgäu-Apotheke, Sonthofen, 
Grüntenstraße 24, Telefon 08321/83445 
am 23. Mai 2020: Apotheke Scharpf, Sonthofen,  
Berghofer Straße 26, Telefon 08321/66640
am 24. Mai 2020: Bahnhof-Apotheke, Sonthofen,  
Bahnhofstraße 20, Telefon 08321/2843

Oberstdorf, Fischen:
am 21. Mai 2020: Vallis-Apotheke, Oberstdorf,  
Poststraße 10, Telefon 08322/940700
am 23. Mai 2020: Engel-Apotheke, Oberstdorf,  
Nebelhornstraße 1, Telefon 08322/2121
am 24. Mai 2020: Hubertus-Apotheke, Oberstdorf,  
Weststraße 11, Telefon 08322/4644 

Oberstaufen:
am 21. Mai 2020: Raphael-Apotheke, Lindenberg,  
Hauptstraße 41, Telefon 08381/92200
am 23. Mai 2020: Berg-Apotheke, Lindenberg, 
Bahnhofstraße 2 a, Telefon 08381/3404
am 24. Mai 2020: Hochgrat-Apotheke, Oberstaufen, 
Hugo-von-Königsegg-Straße 4, Telefon 08386/4583 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 21. Mai 2020: Schloss-Apotheke, Sulzberg,  
Bahnhofstraße 2, Telefon 08376/97320 (18.00 bis 20.00 Uhr)
am 23. Mai 2020: Magnus-Apotheke, Buchenberg, 
Lindauer Straße 16, Telefon 08378/275 (18.00 bis 20.00 Uhr)

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 21. Mai 2020: Alpin-Apotheke am Klinikum,  
Pettenkofer Straße 1 a, Telefon 0831/9607780
am 23. Mai 2020: Apotheke im Oberösch,  
Im Oberösch 2, Telefon 0831/61515
am 24. Mai 2020: Bären-Apotheke,  
Bahnhofstraße 12, Telefon 0831/5226622

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 07.05.2020 (Bpl.
Nr. 0367/20), Herrn Wolfgang Herfort, Ludwig-Geiger-Straße 19, 87474 
Buchenberg, die Errichtung eines Wintergartens in der Ludwig-Geiger-
Straße 19 in Buchenberg (Fl.Nr. 105/24), Gemarkung Buchenberg, bauauf-
sichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-

tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de). 

gez.: Johannes Kaserer

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
beim Markt Buchenberg, Rathaussteige 2, 87474 Buchenberg, eingesehen 
werden.

Johannes Kaserer� 21-129

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 11.05.2020 (Bpl. 
Nr. 0372/20) Herrn Philipp Bechtel, Ottacker 42, 87477 Sulzberg, den 
Antrag auf Außenbewirtung im Innenhof Promenadestraße 5 in Sonthofen 
(Fl. Nr. 1130/9), Gemarkung Sonthofen, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elek-
tronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

gez.: Nicole Padrta

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Sonthofen, Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen, eingesehen 
werden.

Nicole Padrta� 21-130

Landratsamt Oberallgäu
Az: 22.03-647/2-01/16

BEKANNTMACHUNG

zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Kemp-
ten ermittelten Überschwemmungsgebiets der Trettach im Markt 
Oberstdorf (Landkreis Oberallgäu)

Das Landratsamt Oberallgäu erlässt folgende 

Allgemeinverfügung:

1.	� Die vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes an der 
Trettach von Fl.km. 0,00 – 1,500 im Markt Oberstdorf wird bis zum 
27.05.2022 verlängert.

2.	� Die Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes ergibt sich aus der 
vom Wasserwirtschaftsamt Kempten erstellten Übersichtskarte und 
der Detailkarte.

Mit Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 22 für den Landkreis Oberallgäu 
vom 27.05.2015 wurde das vom Wasserwirtschaftsamt Kempten ermit-
telte und in Karten dargestellte Überschwemmungsgebiet der Trettach 
vorläufig gesichert (§ 76 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz – WHG i.V.m. Art. 
47 Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz – BayWG). Die vorläufige Sicherung 
eines Überschwemmungsgebietes endet spätestens nach Ablauf von fünf 
Jahren, kann aber im begründeten Einzelfall um höchstens zwei weitere 
Jahre verlängert werden (Art. 47 Abs. 4 Satz 2 und 3 BayWG).

Die Verlängerung der vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsge-
bietes der Trettach um zwei Jahre ist erforderlich, da der derzeit im Bau 
befindliche Hochwasserschutzausbau noch nicht abgeschlossen ist. Es 
fehlen noch die Dummelsmoos-Brücke und der Doppelabsturz unterhalb 
der Rubinger Brücke. Die endgültige Fertigstellung des Gewässerbettes 
wird nach Einschätzung des Wasserwirtschaftsamtes noch bis Mitte 2021 
andauern. Erst dann kann das Gewässerbett neu vermessen und mittels 
Geländemodell das sich neu ergebende Überschwemmungsgebiet für ein 
100-jährliches Hochwasser (Bemessungshochwasser) errechnet werden. 
Im Anschluss beabsichtigt das Landratsamt Oberallgäu, das neu ermittelte 
Überschwemmungsgebiet durch Rechtsverordnung festzusetzen. Die 
vorläufige Sicherung endet vorzeitig mit Erlass der Verordnung (Art. 47 

Abs. 4 Satz 1 BayWG).
Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind in 
der Übersichtskarte M = 1 : 25.000 schräg dunkelblau schraffiert und einge-
fasst. Diese, sowie die Detailkarten im Maßstab 1: 2.500, können im Land-
ratsamt Oberallgäu und im Markt Oberstdorf während der üblichen Dienst-
zeiten, sowie im Internet unter www.iug.bayern.de eingesehen werden. Dort 
sind auch weitere Informationen über Überschwemmungsgebiete sowie 
rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren enthalten.

Wegen der mit der vorläufigen Sicherung verbundenen Rechts
wirkungen wird auf §§ 78, 78 a und 78 c WHG hingewiesen.

Die Unterlagen können außerdem im Internet unter 
https://www.oberallgaeu.org/de/oeffentliche-bekanntmachungen.
html heruntergeladen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Zustellung Klage beim Bayer. Verwaltungsgericht in Augsburg,

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, oder
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg,

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichtes oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen¹ Form erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klageverfahrens 
(Ausgangsbescheid mit Datum) bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben und dieser Bescheid soll in Urschrift oder 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Kraft Bundesrechts wird in Prozessen vor den Verwaltungsgerichten infol-
ge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

¹Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elek-
tronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Sonthofen, 13.05.2020
Landratsamt Oberallgäu

gez.: Haug, ORR� 22.3-131

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Bundesimmissionsschutzgesetz, Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung;
Steinbruch Wertach der Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co. KG
auf den Grundstücken Fl. Nrn. 1601, 1602, 1603, 1604, 1605, 1606, 
1607, 1608, 1609, 1609/1, 1610, 1611, 1611/1, 1612, 1613, 1613/2, 1618, 
2403/1, 2409/1, 2411/2, 2412/1, 2413, 2413/2, 2414/4, 2416, 2417/12, 
Gemarkung Wertach, Markt Wertach

Erweiterung des Steinbruchs um ca. 2,28 ha

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Wilhelm Geiger GmbH & Co. KG, Wilhelm-Geiger-Straße 1, 
87561 Oberstdorf, beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Genehmi-
gung zur Erweiterung des Steinbruches Wertach. Der Steinbruch Wertach 
soll von ca. 15,24 ha um ca. 2,28 ha auf dann ca. 17,52 ha erweitert wer-
den. Die Erweiterungsfläche liegt im Nordosten des bestehenden Stein-
bruchs auf den Flurnummern 1612, 1613 und 1613/2 (jeweils Teilfläche) 
der Gemarkung Wertach. Vorab wurde für die Erweiterung die 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Steinbruch Wertach“ 
durchgeführt und die geänderte Fassung am 05.03.2020 beschlossen.

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein vereinfachtes immissionsschutz-
rechtliches Genehmigungsverfahren gem. § 19 des Bundesimmissions-
schutzgesetzes – BImSchG – durch.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1, § 9 Abs .2 
Satz 1 Nr. 2, § 9 Abs. 4 i.V.m. Anlage 1 Nr. 2.1.2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Die Einschätzung beruht auf einer Ausarbeitung des Antragstellers zur 
UVP-Vorprüfung vom 15.04.2020 (§ 7 Abs. 4 i.V.m. Anlage 2 UVPG), 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) der Fa. Lars Con-
sult, Stand 10.10.2019, und dem Umweltbericht der Lars Consult vom 
09.01.2020 (§ 7 Abs. 5 Satz 2 UVPG). Die Angaben wurden mit eigenen 
Erkenntnissen aus dem seit Jahrzehnten betriebenen Steinbruch ergänzt. 
Die Prüfung ergab, dass durch das geplante Vorhaben der Erweiterung 
um 2,28 ha nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen gerechnet 
werden muss.

� Az. 22.1 – 171/4-129/6 Ru
gez. Ruch, RA� 22.1-132

AUSZUG AUS DEM SITZUNGSBUCH des
Marktgemeinderats Oberstdorf vom 07.05.2020

Oberstdorf
Die Einladung erfolgte ordnungsgemäß.
Dieser Teil der Sitzung war öffentlich.

lfd. Nr. 3

TOP 6
Erlass einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts (Hauptsatzung)

Aktenzeichen/Vorgang: 0280 003696

Beschluss

Der Marktgemeinderat beschließt, nachstehende Satzung zur Regelung 
von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts zu erlassen:

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen
Gemeindeverfassungsrechts

Der Markt Oberstdorf erlässt auf Grund der Art. 20 a, 23, 32, 33, 34, 35, 
40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) 
folgende Satzung:

§1 Zusammensetzung des Marktgemeinderats
Der Marktgemeinderat besteht aus dem berufsmäßigen Ersten Bürgermei-
ster und 20 ehrenamtlichen Mitgliedern.

§2 Ausschüsse
(1)	� Der Marktgemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung 

seiner Aufgaben folgende ständige Ausschüsse:

	 a) �den Hauptausschuss, Ausschuss für öffentliche Sicherheit, Ord-
nung und Soziales, bestehend aus dem Vorsitzenden und 12 ehren-
amtlichen Marktgemeinderatsmitgliedern,

	 b) �den Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 12 
ehrenamtlichen Marktgemeinderatsmitgliedern,

	 c) �den Bau-, Planungs-, Umwelt- und Liegenschaftsausschuss, beste-
hend aus dem Vorsitzenden und 12 ehrenamtlichen Marktgemein-
deratsmitgliedern,

	 d) �den Tourismus-, Sport-, Wirtschafts- und Landwirtschaftsaus-
schuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 12 ehrenamtlichen 
Marktgemeinderatsmitgliedern,

	 e) �den Rechnungsprüfungsausschuss bestehend aus 7 ehrenamtlichen 
Marktgemeinderatsmitgliedern.

(2)	� ¹Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a mit d genannten Ausschüs-
sen führt der Erste Bürgermeister. ²Im Rechnungsprüfungsausschuss 
führt ein vom Marktgemeinderat bestimmtes ehrenamtliches Markt-
gemeinderatsmitglied den Vorsitz.

(3)	� ¹Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit der Marktgemeinderat 
selbst zur Entscheidung zuständig ist. ²Im Übrigen beschließen sie 
anstelle des Marktgemeinderats (beschließende Ausschüsse).

(4)	� Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der 
Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen 
festgelegt ist.

§ 3 Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder;
Entschädigung

(1)	� ¹Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Marktgemeinderatsmitglieder 
erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entschei-
dungen des Marktgemeinderats und seiner Ausschüsse.

	� ²Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- 
und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäfts-
ordnung übertragen werden.

(2)	� ¹Die ehrenamtlichen Marktgemeinderatsmitglieder erhalten für ihre 
Tätigkeit als Entschädigung ein Sitzungsgeld in Höhe von 60,00 Euro 
für die notwendige Teilnahme an: 

	 1. �Sitzungen des Marktgemeinderats und seiner Ausschüsse. 

	 2. �Besprechungen der Fraktionsvorsitzenden und der stellvertretenden 
Bürgermeister, soweit der Erste Bürgermeister zu diesen einlädt.

	 3. �Je einer Fraktionssitzung zur interfraktionellen Vorbereitung der 
Marktgemeinderatssitzungen auf Nachweis. ²Soweit ehrenamtliche 
Marktgemeinderatsmitglieder mehr als 3 km vom Sitzungsort ent-
fernt wohnen, erhöht sich die Entschädigung um 2,50 Euro.

(3)	� Soweit einzelnen Marktgemeinderatsmitgliedern bestimmte Aufga-
bengebiete (Referententätigkeiten) übertragen werden (Artikel 46 
Absatz 1 GO), erhalten diese für ihre Tätigkeit als Entschädigung 
einen Pauschalbetrag von monatlich 100,00 Euro.

(4)	� Die ehrenamtlichen Marktgemeinderatsmitglieder erhalten für aus-
wärtige Tätigkeiten Reisekosten und Tagegelder nach den Bestim-
mungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. 

(5)	� Die Absätze 2 und 4 gelten für Ortsteil- und Talsprecher entsprechend.

§4 Erster Bürgermeister
Der Erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit.

§5 Weitere Bürgermeister
Der/die Zweite Bürgermeister/in und die/der Dritte Bürgermeister/in sind 
Ehrenbeamte.

§6 Inkrafttreten
¹Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.05.2020 in Kraft. ²Gleichzeitig 
tritt die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfas-
sungsrechts vom 06.05.2014 außer Kraft.

Amtsblatt für den Landkreis       Oberallgäu
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211
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Oberstdorf, 08.05.2020

MARKT OBERSTDORF

Klaus King
Erster Bürgermeister

Anwesend: 21 ja Stimmen: 21 nein Stimmen: 0

Für die Richtigkeit des Auszuges:	 MARKT OBERSTDORF
Oberstdorf, 15.05.2020

Klaus King, Erster Bürgermeister� 51-133

Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer
(Zweitwohnungssteuersatzung) vom 08.05.2020

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 der Bayerischen Gemeindeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und des Art. 3 des Bayerischen Kom-
munalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
1993 (GVBl S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 7 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019, (GVBl. S. 737),

erlässt die Gemeinde Blaichach folgende Satzung:

§ 1 – Allgemeines

Die Gemeinde Blaichach erhebt eine Zweitwohnungssteuer als örtliche 
Aufwandsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2 a Grundgesetz.

§ 2 – Steuergegenstand, Begriff der Zweitwohnung

(1)	� Zweitwohnung ist jede Wohnung in der Gemeinde Blaichach, die eine 
Person, die in einem anderen Gebäude ihre Hauptwohnung hat, zu 
ihrer persönlichen Lebensführung oder der ihrer Familienangehörigen 
innehat. Die vorübergehende Nutzung zu anderen Zwecken, insbeson-
dere zur Überlassung an Dritte, steht der Zweitwohnungseigenschaft 
nicht entgegen. Als Wohnung gelten auch Mobilheime, Wohnmobile, 
Wohn- und Campingwagen, die länger als drei Monate im Kalender-
jahr nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden.

(2)	� Keine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung sind:
•	� Wohnungen, die von freien Trägern der Wohlfahrtspflege aus the-

rapeutischen Gründen entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden.

•	� Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden und 
Erziehungszwecken dienen.

•	� Wohnungen von Minderjährigen, die am 01.01. des Jahres das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und weder Eigentümer der Woh-
nung sind noch ein eigentumsähnliches Recht an der Wohnung haben.

•	� wenn es sich bei der Zweitwohnung um einen Wohnsitz in der elter-
lichen Wohnung handelt und der Wohnungsnehmer sich noch in der 
Ausbildung befindet. 

§ 3 – Steuerpflichtiger

(1)	� Steuerpflichtig ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung im 
Sinne des § 2 innehat.

(2)	� Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, 
so sind sie Gesamtschuldner nach § 44 der Abgabenordnung.

§ 4 – Steuermaßstab

(1)	� Die Steuer wird nach dem jährlichen Mietaufwand berechnet. Der 
jährliche Mietaufwand ist die Nettokaltmiete, die der Steuerpflichtige 
für die Benutzung der Wohnung aufgrund vertraglicher Vereinba-
rungen nach dem Stand im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerpflicht 
für 1 Jahr zu entrichten hätte (Jahresnettokaltmiete). Als Mietaufwand 
gelten auch alle anderen Formen eines vertraglich vereinbarten 
Überlassungsentgelts, beispielsweise Pachtzins, Nutzungsentgelt, 
Erbpachtzins, Leibrente.

(2)	� Wenn nur eine Bruttokaltmiete (einschließlich Nebenkosten, aber 
ohne Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als Nettokaltmiete die um 
einen Abzug von 10 % verminderte Bruttokaltmiete. Wenn nur eine 
Bruttowarmmiete (einschließlich Nebenkosten und Heizkosten) ver-
einbart wurde, gilt als Nettokaltmiete die um einen Abzug von 20 % 
verminderte Bruttowarmmiete.

(3)	� Für Wohnungen, die im Eigentum des Steuerpflichtigen stehen oder 
die dem Steuerpflichtigen unentgeltlich oder zu einem Entgelt unter-
halb der ortsüblichen Miete überlassen sind, ist die Nettokaltmiete 
in der ortsüblichen Höhe anzusetzen. Sie wird von der Gemeinde 
Blaichach in Anlehnung an die Nettokaltmiete geschätzt, die für 
Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig 
gezahlt wird.

(4)	� Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die 
länger als drei Monate im Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich 
fortbewegt werden, gilt als jährlicher Mietaufwand die zu zahlende 
Nettostandplatzmiete. Bei Eigennutzung ist die in vergleichbaren Fäl-
len zu zahlende Nettostandplatzmiete im Sinne des Satzes 1 zugrunde 
zu legen. Sollten in der Standplatzmiete Nebenkosten oder andere 
Aufwendungen enthalten sein, sind zur Ermittlung der Nettostand-
platzmiete angemessene Kürzungen vorzunehmen.

§ 5 – Steuersatz

(1)	 Die Steuer beträgt jährlich 12 v. H. der Bemessungsgrundlage (§ 4).

(2)	� Ist zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuerpflicht die Verfügbarkeit 
der Zweitwohnung für Zwecke der persönlichen Lebensführung auf-
grund eines Vertrages mit einer Vermietungsagentur, einem Hotelbe-
trieb oder einem vergleichbaren Betreiber zwecks Weitervermietung 
zeitlich begrenzt, beträgt die Steuerschuld bei einer tatsächlichen 
Verfügbarkeit für den Inhaber im Veranlagungszeitraum von

a) bis zu einem Monat:	 25 v. H.
b) bis zu 6 Wochen	 50 v. H.
c) bis zu zwei Monaten:	 75 v. H.
d) �mehr als zwei Monaten:	 100 v. H.
der Sätze nach Absatz (1).

§ 6 – Entstehen und Ende der Steuerpflicht

(1)	� Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist 
das Kalenderjahr.

(2)	� Die Steuerpflicht für ein Kalenderjahr entsteht am 1. Januar. Tritt die 
Zweitwohnungseigenschaft erst nach dem 1. Januar ein, so entsteht 
die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des folgenden Monats.

(3)	� Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Zweitwoh-
nungseigenschaft entfällt.

§ 7 – Festsetzung und Fälligkeit der Steuer

(1)	� Die Gemeinde Blaichach setzt die Steuer für ein Kalenderjahr oder – 
wenn die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres entsteht – für 
den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid fest. In dem Bescheid kann 
bestimmt werden, dass er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, solange 
sich die Bemessungsgrundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern.

(2)	� Die Steuer wird nach Bekanntgabe des Steuerbescheides je zu einem 
Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig. Auf Antrag des Steuerschuldners kann die 
Steuer abweichend von Satz eins am 1. Juli in einem Jahresbetrag 
entrichtet werden. Bis zur Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheides 
ist die Steuer jeweils zu einem Viertel ihres Jahresbetrages zum 15. 
Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres 
ohne Aufforderung weiter zu entrichten. Im Falle einer Regelung nach 
Satz zwei ist die Steuer jeweils zum 1. Juli eines jeden Jahres ohne 
Aufforderung weiter zu entrichten.

(3)	� Endet die Steuerpflicht, so ist die zuviel gezahlte Steuer auf Antrag zu 
erstatten.

§ 8 – Anzeigepflicht

(1)	� Wer Inhaber einer Zweitwohnung ist oder wird, oder eine Zweit-
wohnung aufgibt, hat dies der Gemeinde Blaichach – Steueramt – 
innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Die Anmeldung oder 
Abmeldung von Personen nach dem Bundesmeldegesetz i.V.m. dem 
Bayerischen Gesetz zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes gilt als 
Anzeige im Sinne dieser Vorschrift.

(2)	� Die Inhaber einer Zweitwohnung sind verpflichtet, der Gemeinde 
Blaichach – Steueramt – für die Höhe der Steuer maßgebliche Ver-
änderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser 
Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen – Auskunft zu erteilen.

§ 9 – Steuererklärung

(1)	� Der Inhaber einer Zweitwohnung ist zur Abgabe einer Steuererklä-
rung verpflichtet. Zur Abgabe einer Steuererklärung ist auch ver-
pflichtet, wer hierzu von der Gemeinde Blaichach aufgefordert wird.

(2)	� Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung 
oder bei Änderung des Steuermaßstabs nach § 4 eine Steuererklärung 
gemäß dem Formblatt der Gemeinde Blaichach abzugeben.

(3)	� Die Steuererklärung ist eigenhändig zu unterschreiben.

(4)	� Die Angaben sind durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch 
Mietverträge, Mietänderungsverträge und Mietbescheinigungen 
nachzuweisen.

(5)	� Es sind die Bestimmungen der Abgabenordnung in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung heranzuziehen, soweit das Kommunalabgabengesetz 
in seiner jeweils geltenden Fassung auf diese verweist.

§ 10 – Mitwirkungspflichten

Die Mitwirkungspflichten Dritter, insbesondere desjenigen, der dem Steu-
erpflichtigen die Wohnung überlassen oder ihm die Mitnutzung gestattet 
hat – z.B. des Vermieters, des Eigentümers des Grundstücks oder der 
Wohnung oder des Hausverwalters nach §§ 20 ff. des Wohnungseigen-
tumsgesetzes – ergeben sich aus § 93 der Abgabenordnung.

§ 11 – Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2020 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Zweitwohnungssteuersatzung vom 30. Novem-
ber 2018 außer Kraft.

Blaichach, den 08.05.2020

Christof Endreß, Erster Bürgermeister� 51-134

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 13.05.2020 (Bpl.
Nr. 0407/20) Herrn Thomas Brutscher, Jauchen 7, 87561 Oberstdorf, 
den Einbau von zwei Ferienwohnungen in den best. Wirtschaftsteil, in 
Oberstdorf, Jauchen 7 (Fl. Nr. 4015), Gemarkung Oberstdorf, bauauf-
sichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elek-

tronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

gez.: Michael Läufle

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu, in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Marktgemeinde Oberstdorf, in 87561 Oberstdorf, Prinzregenten-
Platz 1, eingesehen werden.

Michael Läufle� 21-135

Die Stadt Immenstadt i. Allgäu erlässt aufgrund der Art. 20 a, 23, 32, 33, 
34, 35, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
und gemäß Stadtratsbeschluss vom 12.05.2020 folgende Satzung:

Satzung zur Regelung von Fragen 
des örtlichen Stadtverfassungsrechts

§ 1
Zusammensetzung des Stadtrats

Der Stadtrat besteht aus dem berufsmäßigen ersten Bürgermeister (§ 3) 
und 24 ehrenamtlichen Mitgliedern (§ 5).

§ 2
Ausschüsse

(1) �Der Stadtrat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufga-
ben folgende ständige Ausschüsse:

a)	� den Hauptausschuss, zugleich Werkausschuss gemäß Art. 88 GO für 
den Eigenbetrieb „Stadtwerke Immenstadt i. Allgäu“, bestehend aus 
dem Vorsitzenden und 10 ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern,

b)	� den Bau- und Umweltausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 
10 ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern,

c)	� den Sozial-, Kultur- und Sportausschuss, bestehend aus dem Vorsit-
zenden und 10 ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern,

d)	� den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 7 Mitgliedern des 
Stadtrats. 

(2) �Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a) bis c) genannten Ausschüs-
sen führt der erste Bürgermeister. 

(3) �Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Rech-
nungsprüfungsausschuss bestimmtes Ausschussmitglied.

(4) �Die Ausschüsse beschließen in ihrem jeweiligen Aufgabengebiet 
anstelle des Stadtrates (beschließende Ausschüsse), soweit nicht der 
Stadtrat selbst zur Entscheidung zuständig ist (§ 2 der Geschäfts-
ordnung). 

(5) �Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der 
Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen 
festgelegt ist. 

(6) �Die personelle Besetzung der Ausschüsse erfolgt im Einvernehmen mit 
den Fraktionen und Wählergruppen im Stadtrat durch Stadtratsbeschluss.

§ 3
Erster Bürgermeister

Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit. 

§ 4
Weitere Bürgermeister

Die/der zweite und der dritte Bürgermeister/in sind Ehrenbeamte.

§ 5
Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder;

Entschädigung

(1) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erstreckt sich auf 
die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen des Stadtrats und 
seiner Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere 
Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der 
Geschäftsordnung übertragen werden (Referentinnen/Referenten). 

(2) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit 
als Entschädigung einen Pauschalbetrag von monatlich 72 € und ein 
Sitzungsgeld von je 55 € für die notwendige Teilnahme an Sitzungen des 
Stadtrats oder eines Ausschusses. 

(3) Die Vorsitzenden der im Stadtrat vertretenen Fraktionen erhalten 
neben der Entschädigung nach Absatz 2 einen weiteren Grundbetrag von 
monatlich 82 €. 

(4) Die Referentinnen und Referenten der im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen erhalten neben der Entschädigung nach Absatz 2 einen weiteren 
Grundbetrag von monatlich 48 €. Die Referentinnen und Referenten 
verzichten bis einschließlich 31.12.2022 auf diese Entschädigung.

(5) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für die im Auftrag des 
Stadtrates, eines Ausschusses oder des ersten Bürgermeisters auswärtige 
Tätigkeit bzw. Dienstreisen Reisekosten und Tagegelder nach den Bestim-
mungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. Die Reisekostenvergütung 
durch die Stadt entfällt, wenn dem Stadtratsmitglied oder dem Ortsspre-
cher aus einem Dienstverhältnis oder aus einem anderen Rechtsgrund ein 
Anspruch gegen Dritte auf Erstattung von Reisekosten zusteht.

(6) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten außerdem eine Fahrt-
kostenentschädigung in Höhe von 4 € pro Plenar- und Ausschusssitzung, 
wenn sie zwischen dem Sitzungslokal und ihrem Wohnsitz eine Entfer-
nung von mehr als 5 km einfacher Wegstrecke zurückzulegen haben.

(7) Die Entschädigung nach den Absätzen 2, 3 und 4 erhöht oder verrin-
gert sich in demselben Vom-Hundert-Satz und ab dem gleichen Zeitpunkt, 
in dem und ab dem sich die Grundgehälter der Besoldungsgruppe A 
einheitlich ändern. Die sich dabei ergebenden Beträge werden bis 0,49 
Cent auf volle Euro ab- und von 0,50 Cent an auf volle Euro aufgerundet. 
Eine im jeweiligen „Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Ver-
sorgungsbezügen in Bund und Ländern“ oder einer entsprechenden 
Rechtsvorschrift eventuell vorgesehene sog. Einmalzahlung bleibt unbe-
rücksichtigt. Grundlage für nachfolgende Erhöhungen ist der nach Satz 2 
ermittelte Betrag.

(7) Die Absätze 1 bis 7 gelten für die Ortssprecherin den Ortssprecher 
entsprechend. 

§ 6
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 13.05.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
zur Regelung von Fragen des örtlichen Stadtverfassungsrechts vom 
09.05.2014 außer Kraft. 

Immenstadt, den 13.05.2020
Stadt Immenstadt i. Allgäu

Nico Sentner, 1. Bürgermeister� 51-137

Bekanntmachung 
der Gemeinde Burgberg i. Allgäu

Vollzug der Wassergesetze; 
Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Gewerbegebiet „Burg-
berg-West“ in den Schanzbach
Antragsteller: Gemeinde Burgberg, Grüntenstr. 2, 87545 Burgberg

I.	� Der Antragsteller beantragt im Rahmen der Einleitung von Nieder-
schlagswasser aus dem Gewerbegebiet „Burgberg-West“ die wasser-
rechtliche Erlaubnis für die Einleitung von Niederschlagswasser in 
den Schanzbach.

II.	� Das Vorhaben wird bekanntgemacht mit dem Hinweis, dass 

1.	� die Pläne für die beantragte wasserrechtliche Erlaubnis vom 
27.05.2020 bis zum 26.06.2020 bei der Gemeinde Burgberg, Erdge-
schoss, Bauamt, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsicht 
aufliegen und 

2.	� die Antragsunterlagen auch unter https://www.oberallgaeu.org/
bauen_umwelt/verwaltungs verfahren_mit_oeffentlichkeitsbeteili-
gung heruntergeladen werden können und

3.	� jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeinde oder beim Landratsamt Oberallgäu Einwen-
dungen gegen den Plan erheben kann, 

4.	� bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne 
ihn verhandelt werden kann und verspätete Einwendungen bei der 
Erörterung und Entscheidung unberücksichtigt bleiben können, 

4	 a) �die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von dem Erör-
terungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt 
werden können, 

	 b) �die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 
50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. 

Gemeinde Burgberg i. Allgäu, den 14.05.2020

Eckardt , 1. Bürgermeister� 51-138

Sonthofen, den 19. Mai 2020
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Bekanntmachung des Abwasserverbandes Obere Iller

Einladung 
zur Sitzung der Verbandsversammlung

Ort:	 Haus Oberallgäu in Sonthofen
Zeit:	 Mittwoch, den 27.05.2020, 09.00 Uhr

Tagesordnung Verbandsversammlung

Öffentliche Sitzung

1.	� Tagesordnung
2.	� Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung der 

Verbandsversammlung vom 06.12.2019
3.	� Verabschiedung der ausgeschiedenen Verbandsräte
4.	 Kurzvorstellung Struktur des AOI
5.	 Neuwahl des Verbandsvorsitzenden
6.	 Neuwahl der stellvertretenden Verbandsvorsitzenden
7.	 Bestellung der Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses
8.	� Neufassung der Satzung zur Regelung der Entschädigung der 

Verbandsvorsitzenden und der Verbandsräte
9.	 Sachstandsberichte und Mitteilungen:
	 – Bewältigung der Corona-Krise beim AOI
	 – Sachstandsbericht zu den Projekten auf der Kläranlage
	 – Sachstandsbericht zu den Projekten des Kanalbetriebs
10.	 Verschiedenes und Anfragen

gez.: Dieter Fischer, Verbandsvorsitzender � 51-136


